
FÄRBER 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
PHILIPPE LÉGER 

vom 27. Februar 2003 1 

1. Frisches Fleisch zur menschlichen Er­
nährung wird in den Mitgliedstaaten ver­
schiedenen harmonisierten Hygieneunter­
suchungen und -kontrollen unterzogen. 
Diese Untersuchungen und Kontrollen 
werden insbesondere im Rahmen der 
Schlachtung und der Zerlegung durch­
geführt. Die Bedingungen der Finanzierung 
dieser Maßnahmen sind ebenfalls gemein­
schaftsrechtlich harmonisiert worden. 

2. In der vorliegenden Rechtssache wird 
der Gerichtshof ersucht, zu entscheiden, ob 
die für den Fall, dass die Zerlegung in dem 
Betrieb erfolgt, in dem geschlachtet worden 
ist, vorgesehene Ermäßigung der Gebühr 
für die Untersuchungen und Kontrollen im 
Zusammenhang mit der Zerlegung vor­
aussetzt, dass der Schlachthof und der 
Zerlegungsbetrieb demselben Eigentümer 
zuzuordnen sind. Das vorlegende Gericht 
fragt außerdem, nach welchen Kriterien die 
Höhe der Ermäßigung zu bestimmen ist. 

I — Rechtlicher Rahmen 

A — Gemeinschaftsrecht 

3. Das einschlägige Gemeinschaftsrecht 
besteht aus den Vorschriften über die Un­
tersuchung von frischem Fleisch und den 
Vorschriften über die Finanzierung dieser 
Untersuchungen. 

1. Die Vorschriften über die Untersuchung 

4. Die Vorschriften über die Untersuchung 
von frischem Fleisch finden sich in der 
Richtlinie 64/433/EWG des Rates 2 in der 
Fassung der Richtlinie 91/497/EWG des 
Rates 3 (im Folgenden: Richtlinie 64/433). 

1 — Originalsprache: Französisch. 

2 — Richtlinie vom 26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
frischem Fleisch (ABl. 1964, Nr. 121, S. 2012). 

3 — Richtlinie vom 29. Juli 1991 zur Änderung und Kodifizie­
rung der Richtlinie 64/433/EWG zwecks Ausdehnung ihrer 
Bestimmungen auf die Gewinnung und das Inverkehr­
bringen von frischem Fleisch (ABl. L 268, S. 69). 
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5. Die Richtlinie 64/433 soll die Unter­
schiede zwischen den Gesundheits­
vorschriften der Mitgliedstaaten für Fleisch 
beseitigen, um den freien Handelsverkehr 
mit Fleisch zu fördern 4. Sie nimmt daher 
eine Angleichung der Vorschriften der 
Mitgliedstaaten vor, die darauf abzielt, die 
hygienischen Bedingungen für Fleisch in 
den Schlachthöfen und Zerlegungs­
betrieben sowie für die Lagerung und Be­
förderung von Fleisch zu vereinheitlichen 5. 

6. Zu diesem Zweck enthält Artikel 2 der 
Richtlinie 64/433 einige Begriffs­
bestimmungen. Nach Buchstabe k dieses 
Artikels ist unter einem „Betrieb" ein „zu­
gelassener Schlachtbetrieb, zugelassener 
Zerlegungsbetrieb, zugelassenes Kühl- und 
Gefrierhaus oder ein aus diesen Betrieben 
bestehender Gebäudekomplex" zu ver­
stehen. 

7. Nach Artikel 3 Absatz 1 Abschnitte A 
und B der Richtlinie 64/433 müssen die 
Schlachtung und die Zerlegung in einem 
Schlachtbetrieb oder einem Zerlegungs­
betrieb erfolgen, die unter den in der 
Richtlinie aufgestellten Voraussetzungen 
zugelassen worden sind. Außerdem müssen 
systematische Untersuchungen und Kon­
trollen im Rahmen der Schlachtung und der 
Zerlegung durchgeführt werden. Diese 
Untersuchungen und Kontrollen sind von 
einem amtlichen Tierarzt unter den in An­
hang I der Richtlinie aufgeführten Bedin­
gungen durchzuführen. 

8. Nach Anhang I der Richtlinie betreffen 
diese Untersuchungen und Kontrollen zum 
einen die Einhaltung der Hygiene­
vorschriften für das Personal, die Räume, 
die Einrichtungsgegenstände und die Ar­
beitsgeräte in den Betrieben 6 und zum an­
deren den Gesundheitszustand des Flei­
sches. So werden nach der Schlachtung u. a. 
alle Teile des Tieres auf ihre Genuss­
tauglichkeit hin untersucht 7. Bei der Zer­
legung muss der Inhaber des Zerlegungs­
betriebs, dessen Eigentümer oder sein Ver­
treter jederzeit dem mit der Überwachung 
beauftragten amtlichen Tierarzt die Her­
kunft des in seinen Betrieb verbrachten 
Fleisches und der geschlachteten Tiere 
nachweisen können8. Außerdem über­
wacht der amtliche Tierarzt den Ein- und 
Ausgang von frischem Fleisch und führt 
Untersuchungen des im Zerlegungsbetrieb 
vorhandenen frischen Fleisches sowie des 
frischen Fleisches vor der Zerlegung und 
beim Ausgang aus dem Betrieb durch 9. 

9. Die Richtlinie 64/433 sieht außerdem in 
Artikel 10 vor, dass jeder Mitgliedstaat ein 
Verzeichnis der zugelassenen Betriebe auf­
stellt, das die Veterinärkontrollnummer je­
des Betriebes enthält. Dieses Verzeichnis 
wird den übrigen Mitgliedstaaten und der 
Kommission übermittelt. Bei Hygienemän­
geln kann die Zulassung ausgesetzt oder 
entzogen werden. 

4 — Erste und zweite Begründungserwägung. 
5 — Dritte und vierte Begründungserwägung. 

6 — Vgl. insbesondere die Kapitel V und x Nummer 48 vierter 
Gedankenstrich dieses Anhangs. 

7 — Ibidem, Kapitel VIII. 
8 — Ibidem, Kapitel IX Nummer 44. 
9 — Ibidem, Kapitel X. 
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10. Die Veterinärkontrollnummern der 
Schlacht- und Zerlegungsbetriebe befinden 
sich nach Maßgabe der Richtlinie 64/433 
auch auf den Begleitdokumenten des Flei­
sches und auf den Verpackungsetiketten 10. 

2. Die Vorschriften über die Finanzierung 

11. Die harmonisierten Vorschriften über 
die Finanzierung der Untersuchungen und 
Kontrollen von frischem Fleisch sind in der 
Richtlinie 85/73/EWG des Rates 11 in der 
Fassung der Richtlinie 96/43/EG des Ra­
tes 12 (im Folgenden: Richtlinie 85/73) ent­
halten. 

12. Die Harmonisierung dieser Vor­
schriften soll Wettbewerbsverzerrungen 
verhindern, die durch die Erhebung unter­
schiedlich hoher Gebühren in den einzelnen 
Mitgliedstaaten verursacht werden könn­
ten 13. 

13. Die Richtlinie 85/73 schreibt den Mit­
gliedstaaten daher vor, eine Gemein­
schaftsgebühr für die Kosten zu erheben, 

die durch die harmonisierten Untersu­
chungen und Kontrollen entstehen 14. 

14. Nach Artikel 5 der Richtlinie 85/73 
muss die Gemeinschaftsgebühr die Kosten 
decken, die die zuständige Behörde bei der 
Durchführung der Kontrollen und Unter­
suchungen zu tragen hat, nämlich die 
Löhne und Sozialabgaben der Unter­
suchungsstelle sowie die durch die Durch­
führung der Untersuchungen und Kon­
trollen entstehenden Verwaltungskosten, 
denen noch die Kosten der Fortbildung des 
Untersuchungspersonals hinzugerechnet 
werden können. Die direkte oder indirekte 
Erstattung der Gebühren ist untersagt. 

15. Die Höhe dieser Gebühr ist in Anhang 
A Kapitel I der Richtlinie 85/73 bestimmt. 
Nach Nummer 1 dieses Kapitels erheben 
die Mitgliedstaaten für Untersuchungs­
kosten im Zusammenhang mit Schlacht­
tätigkeiten die dort nach Tierart, Alter und 
Gewicht festgelegten Pauschalbeträge. 

16. Hinsichtlich der Untersuchungskosten 
im Zusammenhang mit der Zerlegung be­
stimmt Anhang A Kapitel I Nummer 2 der 
Richtlinie 85/73 Folgendes: 

„Die Kontrollen und Untersuchungen im 
Zusammenhang mit der insbesondere in 

10 — Anhang I Kapitel XI und XIII sowie Anhänge IV und V. 
11 — Richtlinie vom 29. Januat 1985 über die Finanzierung der 

veterinär- und hygienerechtlichen Kontrollen nach den 
Richtlinien 89/662/EWG, 90/425/EWG, 90/675/EWG und 
91/496/EWG. 

12 — Richtlinie vom 26. Juni 1996 zur Änderung und Kodifi­
zierung der Richtlinie 85/73/EWG zur Sicherstellung der 
Finanzierung der veterinar- und hygienerechtlichen Kon­
trollen von lebenden Tieren und bestimmten tierischen 
Erzeugnissen sowie zur Änderung der Richtlinien 
90/675/EWG und 91/496/EWG (ABl. L 162, S. 1). 

13 — Fünfte und siebte Begründungserwägung der Richtlinie 
96/43. 14 — Artikel 1. 
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Artikel 3 Absatz 1 Abschnitt B der Richt­
linie 64/433/EWG... genannten Zerlegung 
werden wie folgt finanziert: 

a) entweder pauschal durch einen pau­
schalen Aufschlag von 3 ECU/t für 
Fleisch, das in einem Zerlegungsbetrieb 
angeliefert wird. 

Dieser Betrag kommt zu den unter 
Nummer 1 genannten Beträgen hinzu; 

b) oder durch Erhebung der tatsächlichen 
Kosten der Untersuchung auf Stun­
denbasis. 

Findet die Zerlegung in dem Betrieb statt, 
in dem das Fleisch gewonnen wird, so 
werden die in Unterabsatz 1 genannten 
Beträge um bis zu 55 % verringert. 

Entscheidet sich ein Mitgliedstaat für die 
Regelung auf Stundenbasis, so muss er der 
Kommission gegenüber den Nachweis er­
bringen können, dass sich mit der Erhebung 
der Gebühr nach Buchstabe a) die tatsäch­
lichen Kosten nicht decken lassen." 

17. Nach Anhang A Kapitel I Nummer 4 
der Richtlinie 85/73 können die Mitglied­

staaten zur Deckung höherer Kosten die in 
Kapitel I Nummern 1 und 2 Buchstabe a 
vorgesehenen Pauschalbeträge für be­
stimmte Betriebe anheben, wenn die Un­
tersuchungskosten u. a. wegen Un-
einheitlichkeit der Schlachttiere, häufigen 
Verzögerungen der Schlachtungen, Warte­
zeiten des Untersuchungspersonals und 
Wegezeiten erhöht sind. Die Mitglied­
staaten können auch eine Gebühr erheben, 
die die tatsächlichen Kosten deckt. 

18. Nach Anhang A Kapitel I Nummer 5 
der Richtlinie 85/73 können die Mitglied­
staaten von den in Nummern 1 und 2 
Buchstabe a dieses Kapitels vorgesehenen 
Pauschalbeträgen auch nach unten ab­
weichen. Die Abweichung ist entweder ge­
nerell, wenn die Lebenshaltungskosten und 
die Lohnkosten erheblich unter dem Ge­
meinschaftsdurchschnitt liegen, oder unter 
bestimmten Bedingungen für einen be­
stimmten Betrieb zulässig. Insbesondere 
muss die Regelmäßigkeit der Schlachtungen 
in Bezug auf die Zahl und die Art der Tiere 
es ermöglichen, den Einsatz des Unter­
suchungspersonals zu planen und Warte­
zeiten zu vermeiden. Diese Abweichungen 
dürfen auf keinen Fall dazu führen, dass die 
in Nummern 1 und 2 Buchstabe a ge­
nannten Beträge um mehr als 55 % gesenkt 
werden. 

19. Nach Anhang A Kapitel I Nummer 6 
der Richtlinie 85/73 werden die genannten 
Gebühren im Schlachthof oder im Zerle­
gungsbetrieb erhoben. Sie gehen zu Lasten 
des Inhabers oder des Eigentümers, der die 
Schlacht- oder Zerlegungstätigkeiten 
durchführt, wobei der Inhaber oder Ei-
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gentümer die für den betreffenden Arbeits­
vorgang erhobene Gebühr auf die natürli­
che oder juristische Person abwälzen kann, 
für deren Rechnung diese Arbeitsvorgänge 
durchgeführt werden. Im Fall von Be­
trieben, die in einer Betriebsstätte mehrere 
Vorgänge abwickeln, sowie Betrieben, die 
in mehreren Betriebsstätten mehrere Vor­
gänge abwickeln, können die Mitglied­
staaten an einem Ort eine einmalige, die 
verschiedenen Beträge umfassende Ge­
samtgebühr erheben. 

B — Nationales Recht 

20. Das Fleischhygienegesetz vom 8. Juli 
1993 in der Fassung des Gesetzes vom 
17. Juli 1996 15 sieht in § 24 vor, dass die 
kostenpflichtigen Tatbestände durch Lan­
desrecht bestimmt und die Gebühren nach 
Maßgabe der von der Europäischen Ge­
meinschaft erlassenen Rechtsakte über die 
Finanzierung der Untersuchungen und Hy­
gienekontrollen von Fleisch bemessen wer­
den. 

21. Die Richtlinie 85/73 wurde in Rhein­
land-Pfalz durch das Landesgesetz zur 
Ausführung fleisch- und geflügelfleisch-
hygienerechtlicher Vorschriften vom 
17. Dezember 1998 16 und die Landesver­
ordnung über die Gebühren und Auslagen 

für Untersuchungen und Hygienekontrollen 
nach fleisch- und geflügelfleischhygi-
enerechtlichen Vorschriften vom 
17. Februar 1999 17 umgesetzt. 

22. Nach der Landesverordnung betrug die 
Gebühr für „Untersuchungen und Kon­
trollen in zugelassenen Zerlegungsbetrieben 
einschließlich der Kennzeichnung und der 
Ausstellung der Bescheinigungen je Tonne 
angeliefertes Fleisch mit Knochen, das zum 
Zerlegen bestimmt ist", in der Zeit vom 
1. Januar 1999 bis zum 31. Dezember 1999 
5,76 DM, was gemäß den Feststellungen 
des vorlegenden Gerichts18 nach den da­
mals geltenden Umrechnungskursen 3 ECU 
entspricht. 

23. Teil 3 laufende Nummer 6.4 des An­
hangs der Landesverordnung bestimmt: 

„Werden Amtshandlungen im Sinne der 
lfd. Nr. 6 in dem Betrieb vorgenommen, in 
dem das Fleisch gewonnen wurde, so sind 
die Gebühren nach lfd. Nr. 6.1 bis 6.3 an­
gemessen zu reduzieren, höchstens jedoch 
um 55 v. H." 

15 — BGBl. I S. 991. 
16 — GVBl. S. 422. 

17 —GVBl. S. 32. 
18 — Vorlagebeschluss (Punkt 2.1.1). 
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II — Sachverhalt und Verfahren 

24. Die Emil Färber GmbH & Co. (im 
Folgenden: Färber) betreibt im Gebiet der 
Stadt Neustadt/Weinstraße einen zu­
gelassenen Zerlegungsbetrieb für Fleisch. 
Im selben Gebäude befindet sich der 
Schlachthof der Schlachthof-Betriebs-
GmbH, einer mit Färber nicht identischen 
Gesellschaft, aus dem Färber einen Teil des 
von ihr zerlegten Fleisches bezieht. 

25. Die Stadt Neustadt/Weinstraße forder­
te von Färber für die 1999 in deren Zerle­
gungsbetrieb durchgeführten Untersuchun­
gen und Hygienekontrollen zum Satz von 
5,76 DM berechnete Gebühren. 

26. Färber legte bei der Stadt Widerspruch 
gegen die Höhe der Gebühren ein. Nach 
dessen Zurückweisung erhob sie beim 
Verwaltungsgericht Neustadt an der 
Weinstraße Anfechtungsklage. Sie machte 
geltend, dass ein Teil des in ihrem Betrieb 
zerlegten Fleisches aus dem im selben Ge­
bäude untergebrachten Schlachthof stam­
me, so dass die Gebühren für die Kontrolle 
dieses Fleisches nach der Landesver­
ordnung um 55 % reduziert werden müss­
ten. Ihr Zerlegungsbetrieb und der 
Schlachthof seien als ein einziger Betrieb im 
Sinne von Artikel 2 Buchstabe k der 
Richtlinie 64/433 anzusehen. 

27. Die Stadt wandte gegen dieses Vor­
bringen ein, dass ein Schlachthof und ein 
Zerlegungsbetrieb nur dann als ein einziger 
Betrieb anzusehen seien, wenn sie von 
derselben natürlichen oder juristischen 
Person betrieben würden. 

III — Vorlagefragen 

28. Das Verwaltungsgericht Neustadt an 
der Weinstraße ist der Ansicht, dass die 
Entscheidung des bei ihm anhängigen 
Rechtsstreits wegen der Übereinstimmung 
von Teil 3 laufende Nummer 6.4 des An­
hangs der Landesverordnung mit Anhang A 
Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie 85/73 von der Auslegung der 
letztgenannten Vorschrift abhänge. 

29. Das Gericht hat daher das Verfahren 
ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende 
Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Ist die Vorschrift in Nummer 2 Unter­
absatz 2 des Anhangs A Kapitel I der 
Richtlinie 85/73/EWG in der Fassung 
der Richtlinie 96/43/EG dahin aus­
zulegen, dass als „Betrieb, in dem das 
Fleisch gewonnen wird", auch ein Be­
trieb anzusehen ist, der sich zwar in 
demselben Gebäude befindet wie der 
Zerlegungsbetrieb, dessen Inhaber je-
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doch eine andere natürliche oder juris­
tische Person ist als der Inhaber des 
Zerlegungsbetriebs ? 

2. Welche Kriterien sind maßgebend für 
die Entscheidung des Gebühren­
gläubigers, in welchem Umfang er die 
in Nummer 2 Unterabsatz 2 Anhang A 
Kapitel I der vorgenannten Richtlinie 
vorgesehene Reduzierung der Ge­
bühren um bis zu 55 % gewährt? 

Darf dabei insbesondere der geringere 
Zeitaufwand des Personals, das die 
Kontrollen oder Untersuchungen 
durchführt, auch dann berücksichtigt 
werden, wenn die Gebühren hierfür 
durch einen pauschalen Aufschlag nach 
Nummer 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a 
Anhang A Kapitel I der oben genannten 
Richtlinie bemessen werden? 

Kann außerdem, falls Frage 1 positiv 
beantwortet wird, bei der Ermäßigung 
der Gebühr dennoch berücksichtigt 
werden, dass die in einem Gebäude 
befindlichen Betriebe rechtlich ver­
schiedenen Inhabern zuzuordnen sind, 
und darf dies grundsätzlich dazu füh­
ren, dass in diesen Fällen eine geringere 
Reduzierung gewährt wird als in den 
Fällen, in denen sich Schlachtbetrieb 
und Zerlegungsbetrieb nicht nur in 
demselben Gebäude befinden, sondern 
zudem auch von derselben natürlichen 
oder juristischen Person betrieben 
werden? 

IV — Beantwortung der Vorlagefragen 

A — Zwr ersten Vorlagefrage 

30. Mit seiner ersten Frage möchte das 
vorlegende Gericht im Wesentlichen wis­
sen, ob Anhang A Kapitel I Nummer 2 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 dahin 
auszulegen ist, dass diese Bestimmung auch 
dann anwendbar ist, wenn der Zerle­
gungsbetrieb und der Betrieb, in dem das 
Fleisch gewonnen wird, nicht derselben 
natürlichen oder juristischen Person ge­
hören. 

31. Die Kommission trägt vor, das Ei­
gentum an dem betreffenden Schlachthof 
und Zerlegungsbetrieb stelle kein geeig­
netes Kriterium dar. Deren geografische 
Nähe zueinander genüge nicht, um einen 
Anspruch auf die streitige Ermäßigung zu 
begründen. Dazu sei vielmehr erforderlich, 
dass der Schlachthof und der Zerlegungs­
betrieb eine Produktionseinheit bildeten 
und koordiniert betrieben würden. Jeder 
Teilbetrieb müsste daher zumindest einen 
Teil der relevanten Produktionsschritte in 
Hinblick auf den jeweils anderen planen, 
organisieren und ausführen, und es müssten 
sich daraus veterinärmedizinische Vorteile 
ergeben. 

32. Die schwedische Regierung vertritt die 
Auffassung, dass der Anspruch auf Er­
mäßigung nur bestehe, wenn der Schlacht­
hof und der Zerlegungsbetrieb von dersel-
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ben natürlichen oder juristischen Person 
betrieben würden. Da eine wirksame 
Überwachung der Einhaltung der Hygie­
neanforderungen gewährleistet sein müsse, 
dürfe es in jedem Betrieb nur eine verant­
wortliche natürliche oder juristische Person 
geben. Ließe man es zu, dass ein Schlacht­
hof und ein Zerlegungsbetrieb, die ver­
schiedene Eigentümer hätten, einen ein­
zigen Betrieb darstellten, so würde dies 
Zweifel daran wecken, wer für den jewei­
ligen Arbeitsvorgang verantwortlich sei. 
Die „Rückverfolgbarkeit" des Fleisches 
wäre ebenfalls eingeschränkt, da der 
Schlachthof und der Zerlegungsbetrieb das 
Fleisch mit derselben Nummer kenn­
zeichnen würden. 

33. Ich bin mit Färber der Meinung, dass 
die erste Vorlagefrage zu bejahen ist. Der 
Auslegungsmethode des Gerichtshofes ent­
sprechend stütze ich diese Beurteilung auf 
den Wortlaut der einschlägigen Be­
stimmungen, deren Zusammenhang und 
die Ziele, die mit der Regelung, zu der diese 
Bestimmungen gehören, verfolgt werden 19. 

1. Der Wortlaut der einschlägigen Be­
stimmungen 

34. Diese Bestimmungen sind zum einen 
Anhang A Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 
2 der Richtlinie 85/73 und zum anderen 
Artikel 2 Buchstabe k der Richtlinie 
64/433. 

35. Was Anhang A Kapitel I Nummer 2 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 angeht, 
so ist festzustellen, dass diese Bestimmung 
keine Voraussetzung oder Einschränkung 
dahin gehend enthält, dass sie nur an­
wendbar ist, wenn der Zerlegungsbetrieb 
und der Schlachthof derselben natürlichen 
oder juristischen Person gehören. Die ein­
zige vom Gemeinschaftsgesetzgeber auf­
gestellte Voraussetzung ist die, dass die 
Zerlegung in dem Betrieb stattfindet, in 
dem das Fleisch gewonnen wird. Das ein­
zige ausdrücklich vorgesehene Kriterium ist 
also der Ort der Zerlegung, ohne dass auf 
das Eigentum am Schlachthof und am 
Zerlegungsbetrieb abgestellt würde. 

36. Was Artikel 2 Buchstabe k der Richt­
linie 64/433 betrifft, so schließe ich mich 
der vom vorlegenden Gericht 20 und allen 
Verfahrensbeteiligten 21 geäußerten Auf­
fassung an, dass er für die Auslegung der 
Richtlinie 85/73 heranzuziehen ist. Diese 
Richtlinie ist nämlich u. a. auch auf die in 
der Richtlinie 64/433 vorgesehenen Kon­
trollen und Untersuchungen anwendbar, 
und es gibt keine andere Definition des 
Begriffes „Betrieb" in den anderen Rechts­
akten über Hygienekontrollen, deren Fi­
nanzierung ebenfalls von der Richtlinie 
85/73 gedeckt wird 22, als die des Artikels 2 
Buchstabe k. 

19— Urteil vom 10. Dezember 2002 in der Rechtssache 
C-491/01 (British American Tobacco [Investments] und 
Imperial Tobacco, Slg. 2002, I-11453, Randnr. 203 und 
die dort zitierte Rechtsprechung). 

20 — Vorlagebeschluss (Punkt 2.1.2). 
21 — Schriftliche Erklärungen von Färber (Punkt 2.2), der 

schwedischen Regierung (Nr. 3) und der Kommission 
(Nr. 9). 

22 —Vgl. hierzu Richtlinien 71/118/EWG des Rates vom 
15. Februar 1971 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim Handelsverkehr mit frischem Geflügelfleisch (ABl. 
L 55, S. 23), 91/495/EWG des Rates vom 27. November 
1990 zur Regelung der gesundheitlichen und tierseuchen­
rechtlichen Fragen bei der Herstellung und Vermarktung 
von Kaninchenfleisch und Fleisch von Zuchtwild 
(ABl. 1991, L 268, S. 41) und 92/45/EWG des Rates vom 
16. Juni 1992 zur Regelung der gesundheitlichen und 
tierseuchenrechtlichen Fragen beim Erlegen von Wild und 
bei der Vermarktung von Wildfleisch (ABl. L 268, S. 35). 
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37. Artikel 2 Buchstabe k der Richtlinie 
64/433 nimmt ebenso wenig auf das Ei­
gentum Bezug und sieht lediglich vor, dass 
der Begriff „Betrieb" sowohl einen zu­
gelassenen Schlachtbetrieb und einen zu­
gelassenen Zerlegungsbetrieb als auch ein 
zugelassenes Kühl- und Gefrierhaus und 
einen aus diesen Betrieben bestehenden 
Gebäudekomplex erfasst. Der Gemein­
schaftsgesetzgeber hat also nicht verlangt, 
dass dieser Gebäudekomplex eine be­
stimmte rechtliche Form hat. 

38. In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass die Fassungen des Ar­
tikels 2 Buchstabe k der Richtlinie 64/433 
in den meisten anderen Amtssprachen Be­
griffe verwenden, die mit denen der fran­
zösischen Fassung semantisch völlig über­
einstimmen 23. 

39. Daraus folgt, dass die von der Stadt 
Neustadt/Weinstraße vertretene und von 
der schwedischen Regierung geteilte Auf­
fassung, wonach die Anwendung der in 
Anhang A Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 
2 der Richtlinie 85/73 vorgesehenen Er­
mäßigung an die Voraussetzung geknüpft 
ist, dass der im selben Gebäude betriebene 
Zerlegungs- und der Schlachtbetrieb der­
selben natürlichen oder juristischen Person 
gehören, im Wortlaut der einschlägigen 
Bestimmungen keine Grundlage findet. 

40. Diese Auslegung der genannten Be­
stimmungen nach ihrem Wortlaut wird 
durch ihren rechtlichen Kontext bestätigt. 

2. Der Kontext der einschlägigen Be­
stimmungen 

41. Ich werde zunächst den rechtlichen 
Kontext des Anhangs A Kapitel I Nummer 
2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 und 
dann den des Artikels 2 Buchstabe k der 
Richtlinie 64/433 prüfen. 

a) Der Kontext des Anhangs A Kapitel I 
Nummer 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 
85/73 

42. Zwei Gesichtspunkte erscheinen mir 
erwähnenswert: Der eine ist historischer 
Natur, der andere steht im Zusammenhang 
mit der Systematik des Anhangs A Kapitel I 
der Richtlinie. 

43. Was zunächst den historischen Zu­
sammenhang angeht, so ist daran zu er­
innern, dass die Entstehungsgeschichte des 
auszulegenden Textes einen der Gesichts­
punkte darstellt, die der Gerichtshof be-

23 — Hinsichtlich der deutschen Fassung ist eine Einschränkung 
zu machen. Diese endet mit den Worten „oder ein aus 
diesen Betrieben bestehender Gebäudekomplex", was „ou 
un complexe immobilier composé de ces établissements" 
bedeutet. Diese abweichende Fassung stützt jedoch die 
Auffassung, dass der Begriff „Betrieb" nicht an eine das 
Eigentum betreffende Voraussetzung geknüpft ist. 
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rücksichtigen kann, um die sich aus dem 
Wortlaut ergebende Auslegung zu be­
stätigen 24. Im vorliegenden Fall übernimmt 
Anhang A Kapitel I der Richtlinie 85/73 im 
Wesentlichen die Entscheidung 
88/408/EWG des Rates 25. Der fünften Be­
gründungserwägung dieser Entscheidung 
lässt sich entnehmen, dass die getrennte 
Festsetzung einer Gebühr für die Untersu­
chungen im Zusammenhang mit der 
Schlachtung, der Zerlegung und der Ein­
lagerung den Fällen Rechnung tragen sollte, 
in denen diese drei Arbeitsvorgänge nicht 
im Schlachthof stattfinden. Der ent­
scheidende Gesichtspunkt für die separate 
Festsetzung der Gebührenhöhe für jeden 
dieser drei Arbeitsvorgänge war daher al­
lein der Ort, an dem diese durchgeführt 
werden sollten, unabhängig von jeder Er­
wägung im Hinblick auf das Eigentum an 
den verschiedenen Betrieben 26. 

44. Sodann zeigt die Systematik des An­
hangs A Kapitel I der Richtlinie 85/73 

meines Erachtens, dass der Gemeinschafts­
gesetzgeber nicht wollte, dass die Er­
mäßigung der Untersuchungsgebühr davon 
abhängt, ob der Schlacht-, der Zerlegungs­
und der Einlagerungsbetrieb derselben oder 
aber verschiedenen juristischen Personen 
gehören. 

45. Wie oben ausgeführt, sieht Anhang A 
Kapitel I Nummern 4 und 5 der Richtlinie 
85/73 nämlich vor, dass die Mitgliedstaaten 
von den genannten Pauschalbeträgen, die in 
Kapitel I Nummern 1 und 2 Buchstabe a 
für die Untersuchungen und Kontrollen im 
Zusammenhang mit der Schlachtung und 
der Zerlegung vorgesehen sind, entweder 
für einen bestimmten Betrieb oder generell 
nach oben oder nach unten abweichen 
können. Unter den in den Nummern 4 und 
5 für diese Abweichungen genannten Vor­
aussetzungen wird nirgends auf das Ei­
gentum an dem betreffenden Schlacht- oder 
Zerlegungsbetrieb Bezug genommen. 
Sämtliche angeführten Kriterien betreffen 
die Bedingungen, unter denen die Schlach­
tungen erfolgen oder unter denen die Un­
tersuchungen durchgeführt werden, oder 
die Lebenshaltungs- und Lohnkosten in 
dem betreffenden Mitgliedstaat. 

46. Wenn der Gemeinschaftsgesetzgeber 
der Auffassung war, dass die in Anhang A 
Kapitel I Nummern 4 und 5 der Richtlinie 
85/73 vorgesehenen Erhöhungen und Er­
mäßigungen unabhängig davon vor­
genommen werden können, ob der 
Schlachthof und der Zerlegungsbetrieb 
demselben Eigentümer zuzuordnen sind, so 
ist ein solches Kriterium erst recht für die 

24 — In diesem Siane Urteile vom 7. Februar 1979 in der 
Rechtssache 18/76 (Deutschland/Kommission, Slg. 1979, 
343, Randnr. 5), vom 11. Oktober 2001 in den Rechts­
sachen C-9S/99 bis C-98/99 und C-180/99 (Khalil u. a., 
Slg. 2001, I-7413, Randnr. 43). Für eine Anwendung in 
jüngster Zeit vgl. Urteil vom 2. Mai 2002 in der Rechts­
sache C-292/99 (Kommission/Frankreich, Slg. 2002, 
I-4097, Randnr. 42). 

25 — Entscheidung vom 15. Juni 1988 über die Beträge der für 
die Untersuchungen und Hygienekontrollen von frischem 
Fleisch zu erhebenden Gebühren gemäß der Richtlinie 
85/73/EWG (ABl. L 194, S. 24). Artikel 3 Absatz 1 be­
stimmt, dass „[d]er Gebührenanteil, mit dem die Kon­
trollen und Untersuchungen im Zusammenhang mit der in 
Artikel 3 Absatz 1 Abschnitt B der Richtlinie 
64/433/EWG ... genannten Zerlegung finanziert werden,... 
für das zum Zerlegen bestimmte Fleisch pauschal auf 
3 ECU/t Fleisch mit Knochen festgesetzt" wird. Artikel 3 
Absatz 4 lautet: „Findet die Zerlegung in dem Betrieb statt, 
in dem das Fleisch gewonnen wird, so wird der in Absatz 1 
genannte Betrag um bis zu 50 v. H. verringert." 

26 — Die fünfte Begründungserwägung lautet wie folgt: „Es ist 
nicht ausgeschlossen, dass die Schlachtung, die Zerlegung 
und die Einlagerung in verschiedenen Betrieben erfolgen. 
In diesen Fällen werden nicht alle mit den Gebühren zu 
finanzierenden Untersuchungen und Hygienekontrollen 
aufgrund der Richtlinie 64/433... im Schlachthof vor­
genommen.... [D]iese Ausnahmen [müssen] dadurch ge­
regelt werden, dass eine anteilmäßige Festsetzung der 
Höhe der Gebühren entsprechend den vorzunehmenden 
einzelnen Untersuchungen und Hygienekontrollen vor­
gesehen wird." 
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Gewährung der in Kapitel I Nummer 2 
vorgesehenen Ermäßigung irrelevant, die 
nur die vom Zerlegungsbetrieb geschuldete 
Gebühr betrifft. 

47. Diese Analyse wird durch die Vor­
schriften über die Erhebung dieser Ge­
bühren bestätigt. Wie wir gesehen haben, 
sieht Anhang A Kapitel I Nummer 6 der 
Richtlinie 85/73 vor, dass die Gebühren im 
Zusammenhang mit der Schlachtung, der 
Zerlegung und der Einlagerung jeweils im 
Schlachthof, im Zerlegungsbetrieb und im 
Kühlhaus erhoben werden. Nach Nummer 
6 Buchstabe a Satz 2 wird das Eigentum am 
Schlachthof, am Zerlegungsbetrieb und am 
Kühlhaus nur für die Bestimmung des Ge­
bührenschuldners am jeweiligen Er­
hebungsort herangezogen. Es stellt jedoch 
kein geeignetes Kriterium für die Be­
stimmung dar, ob die Mitgliedstaaten eine 
Gesamtgebühr erheben können. Nummer 6 
Buchstabe b sieht nämlich vor, dass „die 
Mitgliedstaaten im Fall von Betrieben, die 
in einer Betriebsstätte mehrere Vorgänge 
abwickeln, sowie Betrieben, die in mehre­
ren Betriebsstätten mehrere Vorgänge ab­
wickeln, an einem Ort eine einmalige, die 
verschiedenen Beträge umfassende Ge­
samtgebühr erheben" können. Der Ge­
meinschaftsgesetzgeber hat demnach die 
Erhebung einer Gesamtgebühr nicht davon 
abhängig gemacht, dass der Schlachthof, 
der Zerlegungsbetrieb und das Kühlhaus 
denselben Eigentümer haben. 

48. Die Systematik der Richtlinie 85/73, 
wie ich sie soeben beschrieben habe, wird 
durch die Systematik der Richtlinie 64/433 
bestätigt. 

b) Die Systematik der Richtlinie 64/433 

49. In der Richtlinie 64/433 hat der Ge­
meinschaftsgesetzgeber die Hygienean­
forderungen, die bei der Schlachtung, der 
Zerlegung und der Einlagerung zu beachten 
sind, so festgelegt, als handele es sich um 
selbständige Arbeitsvorgänge. Insbesondere 
hat er verlangt, dass jeder dieser Arbeits­
vorgänge in einem zugelassenen Betrieb 
und unter der Verantwortung des Inhabers 
des Schlachthofs, Zerlegungsbetriebs oder 
Kühlhauses oder dessen Eigentümers oder 
seines Vertreters durchgeführt wird 27. Er 
hat vorgeschrieben, dass jedem Betrieb eine 
Veterinärkontrollnummer erteilt wird 28. 
Schließlich hat er die Zulassung all­
gemeinen Bedingungen, die für alle Arten 
von Betrieben gelten, und besonderen Be­
dingungen unterworfen, die speziell für 
Schlachthöfe, für Zerlegungsbetriebe und 
für Kühlhäuser gelten 29. 

50. Daraus ergibt sich meines Erachtens, 
dass einem Betrieb, der einem Eigentümer 
zuzuordnen ist und in dem Schlacht- und 
Zerlegungstätigkeiten vorgenommen wer­
den, zwei Zulassungen — die eine für den 
Schlachthof und die andere für den Zerle­
gungsbetrieb — erteilt werden müssen 30. 
Ferner kann jede dieser Zulassungen un­
abhängig von der anderen wegen Verstoßes 
gegen die Hygienevorschriften ausgesetzt 
oder zurückgezogen werden. 

27 — Artikel 3 Absatz 1 Abschnitt A Buchstabe a und Abschnitt 
B Buchstabe a. 

28 — Artikel 10. 
29 — Anhang I Kapitel I bis IV. 
30 — Anhang I Kapitel 1 bis HI und Anhänge IV und V der 

Richtlinie 64/433. 
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51. Wie die Kommission in der mündlichen 
Verhandlung sehr klar dargelegt und an­
ders als die schwedische Regierung vor­
getragen hat, steht die Annahme, dass ein 
Schlachthof und ein Zerlegungsbetrieb, die 
verschiedenen Eigentümern zuzuordnen 
sind, einen einheitlichen Betrieb darstellen, 
auch nicht dem Umstand entgegen, dass 
beide über eine eigene Zulassung verfügen. 
Die Annahme kann auch keine Verwechs­
lungsgefahr hinsichtlich des für die Ein­
haltung der Hygieneanforderungen der 
Richtlinie 64/433 im Schlachthof und im 
Zerlegungsbetrieb Verantwortlichen her­
vorrufen, da die Schlachtung und die Zer­
legung unter der Verantwortung des In­
habers oder des Eigentümers des be­
treffenden Schlachthofs oder Zerlegungs­
betriebs durchgeführt werden müssen. 

52. Aus alledem leite ich ab, dass der Ge­
meinschaftsgesetzgeber nicht wollte, dass 
die Anwendung der in der Richtlinie 
64/433 vorgesehenen gesundheitlichen 
Maßnahmen und der Regeln für die Fi­
nanzierung dieser Maßnahmen in der einen 
oder anderen Weise davon abhängt, ob der 
betreffende Schlachthof und der be­
treffende Zerlegungsbetrieb derselben na­
türlichen oder juristischen Person gehören. 

53. Schließlich entspricht diese Auffassung 
meines Erachtens den Zielen des ein­
schlägigen Gemeinschaftsrechts. 

3. Die Ziele der einschlägigen Vorschriften 

54. Die Richtlinie 85/73 bezweckt, Wett­
bewerbsverzerrungen zu verhindern, die 
durch die Erhebung unterschiedlich hoher 
Gebühren in den einzelnen Mitgliedstaaten 
verursacht werden könnten. Insbesondere 
wollte der Gemeinschaftsgesetzgeber ver­
hindern, dass ein Mitgliedstaat die Ver­
marktung seiner nationalen Produktion auf 
dem Gemeinschaftsmarkt dadurch begün­
stigt, dass er die durch die Durchführung 
der harmonisierten Untersuchungen und 
Kontrollen entstehenden Kosten ganz oder 
zum Teil übernimmt. Zu diesem Zweck hat 
der Gemeinschaftsgesetzgeber für die Kos­
ten der Untersuchungen und Kontrollen im 
Zusammenhang mit der Schlachtung und 
der Zerlegung Pauschalbeträge festgesetzt. 
Er hat auch vorgesehen, dass die Möglich­
keit, von diesen Beträgen nach unten ab­
zuweichen, von bestimmten Vorausset­
zungen abhängt. Die genannte Zielsetzung 
erfordert somit, dass die Kriterien für die 
Frage, ob diese Voraussetzungen erfüllt 
sind, nicht dem Ermessen der einzelnen 
Mitgliedstaaten überlassen bleiben. 

55. Infolgedessen darf der in der Richtlinie 
85/73 wiederholt verwendete Begriff „Be­
trieb", der für die Anwendung des Anhangs 
A Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie entscheidend ist, nicht von 
sprachlichen oder rechtlichen Be­
sonderheiten der verschiedenen Mitglied­
staaten abhängen; er muss vielmehr eine 
gemeinschaftsrechtliche Bedeutung haben. 
Diese Erwägung stellt einen weiteren 
Grund dafür dar, auf die Definition des 
Begriffes „Betrieb" in Artikel 2 Buchstabe k 
der Richtlinie 64/433 zurückzugreifen. Es 
wäre daher nicht folgerichtig, diesen Begriff 
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vom Begriff „Eigentum" abhängig zu ma­
chen, der nach Artikel 295 EG in die Ge­
setzgebungsbefugnis der Mitgliedstaaten 
fällt. 

56. Mit anderen Worten würde das mit der 
Richtlinie 85/73 verfolgte Ziel beein­
trächtigt, wenn der Begriff „Betrieb" für 
ihre Anwendung vom Eigentum an dem 
betreffenden Schlachthof und Zerlegungs­
betrieb abhinge, da die Frage, ob diese 
beiden Betriebe derselben natürlichen oder 
juristischen Person gehören, in den ver­
schiedenen Mitgliedstaaten trotz gleicher 
Sachlage unterschiedlich beantwortet wer­
den könnte 31. 

57. Schließlich beeinträchtigt die Lösung, 
zu der diese Auffassung führt, entgegen 
dem Vorbringen der schwedischen Re­
gierung nicht die „Rückverfolgbarkeit" des 
Fleisches. Das Erfordernis der „Rück­
Verfolgbarkeit", dessen Bedeutung vom 
Gemeinschaftsgesetzgeber bekräftigt wor­
den ist 32, lag bereits einigen An­
forderungen der Richtlinie 64/433 zu­
grunde, wie z. B. der Mitteilung des Ver­
zeichnisses der von einem Mitgliedstaat 
zugelassenen Betriebe an die anderen Staa­
ten der Gemeinschaft und an die Kommis­
sion sowie die Erwähnung der Veterinär­

kontrollnummer auf den Begleitdoku­
menten des vermarkteten Fleisches. Diese 
Anforderungen ermöglichen es, die ver­
schiedenen Schritte der Verarbeitung des 
Fleisches zu verfolgen und zu überprüfen, 
ob sie in einem zugelassenen Betrieb statt­
gefunden haben, der die Gesundheits­
vorschriften der Gemeinschaft beachtet. 
Wie oben ausgeführt, steht die Annahme, 
dass ein zugelassener Schlachthof und ein 
zugelassener Zerlegungsbetrieb, die ver­
schiedenen natürlichen oder juristischen 
Personen gehören, einen einzigen Betrieb 
im Sinne des Anhangs A Kapitel I Nummer 
2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 dar­
stellen, dem Umstand nicht entgegen, dass 
jeder von ihnen über eine Zulassung und 
über einen Verantwortlichen verfügt. 

58. Unter diesen Umständen besteht meines 
Erachtens die einzige Voraussetzung für die 
Entstehung des Anspruchs auf die in An­
hang A Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 2 
der Richtlinie 85/73 vorgesehene Er­
mäßigung der Gebühr für die Untersu­
chungen und Kontrollen im Zusammen­
hang mit der Zerlegung darin, dass der 
Zerlegungsbetrieb in demselben Gebäude 
oder Gebäudekomplex betrieben wird wie 
der Schlachthof. 

59. Daraus leite ich entgegen dem Vor­
bringen der Kommission ab, dass die Ent­
stehung des Anspruchs auf diese Er­
mäßigung nicht davon abhängig gemacht 
werden darf, dass der Schlachthof und der 
Zerlegungsbetrieb so koordiniert betrieben 
werden, dass zumindest ein Teil der rele­
vanten Produktionsschritte jedes der beiden 
Teilbetriebe im Hinblick auf den jeweils 
anderen geplant, organisiert und ausgeführt 
wird und sich daraus veterinärmedizinische 
Vorteile ergeben. 

31 — Vgl. zur Mehrwertsteuerbefreiung von Heilbehandlungen 
im Bereich der Humanmedizin, die im Rahmen der 
Ausübung der ärztlichen und arztähnlichen Berufe 
erbracht werden, Urteil vom 10. September 2002 in der 
Rechtssache C-141/00 (Kugler, Slg. 2002, I-6833, 
Randnr. 30). 

32 — Vgl. das Aktionsprogramm „Vom Erzeuger zum Ver­
braucher" im Weißbuch zur Lebensmittelsicherheit vom 
12. Januar 2000 (KOM[1999] 719 endg.) und die Ver­
ordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parla­
ments und des Rates vom 17. Juli 2000 zur Einführung 
eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von 
Rindern und über die Etikertierung von Rindfleisch und 
Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates (ABl. L 204, S. 1). 
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60. Ferner entspricht eine solche Voraus­
setzung nicht dem Anwendungsbereich der 
streitigen Ermäßigung. Diese Ermäßigung 
betrifft nämlich — anders als die in An­
hang A Kapitel I Nummer 5 der Richtlinie 
85/73 vorgesehene — die Gebühr für die 
Untersuchungen und Kontrollen im Zu­
sammenhang mit der Zerlegung. Sie kommt 
daher a priori nur dem Inhaber oder dem 
Eigentümer des Zerlegungsbetriebs zugute. 
Es wäre somit unlogisch, den Anspruch auf 
diese Ermäßigung an die Bedingung zu 
knüpfen, dass der Schlachthof seine Tätig­
keit ganz oder zum Teil im Hinblick auf die 
vom Zerlegungsbetrieb erbrachten Leis­
tungen plant, organisiert und ausführt. Die 
Koordinierung der Tätigkeiten des Zerle­
gungsbetriebs mit denen des Schlachthofs 
gehört meiner Meinung nach zu den Kri­
terien, die der Bemessung der zu gewäh­
renden Ermäßigung dienen und die Ge­
genstand der zweiten Vorlagefrage sind. 

61. Nach alledem schlage ich dem Ge­
richtshof vor, auf die erste Vorlagefrage zu 
antworten, dass Anhang A Kapitel I Num­
mer 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 
dahin auszulegen ist, dass diese Be­
stimmung auch dann anwendbar ist, wenn 
der Zerlegungsbetrieb und der Betrieb, in 
dem das Fleisch gewonnen wird, nicht 
derselben natürlichen oder juristischen 
Person gehören. 

B — Zur zweiten Vorlagefrage 

62. Diese Frage besteht aus drei Teilen. Mit 
dem ersten Teil möchte das vorlegende 

Gericht wissen, welche Kriterien der Ge­
bührengläubiger bei der Festlegung der 
Höhe der in Anhang A Kapitel I Nummer 2 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 vor­
gesehenen Ermäßigung berücksichtigen 
muss. 

63. Nach Anhang A Kapitel I Nummer 2 
Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73 kann 
der Gläubiger der Gebühr für die Untersu­
chungen und Kontrollen im Zusammen­
hang mit der Zerlegung die „in Unterabsatz 
1 genannten Beträge um bis zu 55 %" 
verringern. Die Wendung „um bis zu 55 %" 
bedeutet, dass diese Ermäßigung innerhalb 
der Grenzen des genannten Prozentsatzes 
variieren kann. 

64. Es steht fest, dass die streitige Be­
stimmung die Kriterien nicht nennt, die bei 
der Festlegung der Höhe dieser Ermäßigung 
zu berücksichtigen sind. Diese Kriterien 
können meiner Ansicht nach jedoch aus der 
Systematik der Richtlinien 85/73 und 
64/433 abgeleitet werden. Da diese Richt­
linien Gemeinschaftsrecht darstellen, ist es 
Sache des Gerichtshofes, dem vorlegenden 
Gericht die Kriterien im Rahmen der Zu­
sammenarbeit nach Artikel 177 EG-
Vertrag (jetzt Artikel 234 EG) an die Hand 
zu geben, um eine einheitliche Anwendung 
des Gemeinschaftsrechts zu gewährleisten. 
Andernfalls könnte die praktische Wirk­
samkeit der Richtlinie 85/73 beeinträchtigt 
werden. Würden die Modalitäten für die 
Berechnung dieser Ermäßigung dem Er­
messen der einzelnen Mitgliedstaaten 
überlassen, wäre nämlich nicht aus-
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zuschließen, dass die Ermäßigung auf eine 
Gebühr hinausliefe, die unter den tatsäch­
lichen Kosten der Untersuchungen und 
Kontrollen im betreffenden Zerlegungs­
betrieb läge. Dies hätte zur Folge, dass die 
Vermarktung des in diesem Betrieb zerleg­
ten Fleisches auf dem Gemeinschaftsmarkt 
ungerechtfertigt begünstigt würde. 

65. Die Kommission schlägt vor, dem vor­
legenden Gericht zu antworten, dass sich 
der Umfang der streitigen Ermäßigung im 
Wesentlichen nach dem Grad der In­
tegration der betreffenden Betriebsteile, 
nach den damit verbundenen veterinärme­
dizinischen Vorteilen und, soweit dies nicht 
bereits im Rahmen der Gebührenbe­
rechnung berücksichtigt werde, an der ge­
ringeren Arbeitsbelastung der die Kon­
trollen durchführenden Einrichtungen aus­
richten müsse. 

66. Diese Antwort erscheint mir unbe­
friedigend, da die genannten Kriterien nicht 
hinreichend genau sind und nicht klar er­
kennen lassen, wie die streitige Ermäßigung 
zu berechnen ist. Ebenso wie Färber bin ich 
der Ansicht, dass die gesparten Kosten für 
das mit den Kontrollen und Untersuchun­
gen betraute Personal ein geeignetes Krite­
rium darstellen. Diese Auffassung stützt 
sich auf folgende Überlegungen. 

67. Zunächst ist daran zu erinnern, dass die 
Gemeinschaftsgebühren in der Weise fest­
gelegt werden, dass sie die gesamten durch 
die Hygienekontrollen und -Untersuchun­
gen entstehenden Kosten decken. Nach 

Artikel 5 der Richtlinie 85/73 bestehen 
diese Kosten zum einen aus den Personal­
kosten, d. h. den Gehältern der An­
gehörigen der Untersuchungsstelle und den 
entsprechenden Sozialabgaben, und zum 
anderen aus den durch die Durchführung 
der Kontrollen und Untersuchungen ent­
stehenden Verwaltungskosten, denen noch 
die Kosten der Fortbildung des Unter­
suchungspersonals hinzugerechnet werden 
können. Daraus leite ich ab, dass sich die 
Ermäßigung der Gebühr für Untersuchun­
gen und Kontrollen im Zusammenhang mit 
der Zerlegung logischerweise nach dem 
Umfang richten muss, in dem sich die Per­
sonal- und die Verwaltungskosten für diese 
Kontrollen und Untersuchungen ver­
ringern, wenn der Zerlegungsbetrieb in der 
Nähe des Schlachthofs liegt. 

68. Sodann ist eine solche Nähe unbe­
streitbar geeignet, die Kosten zu verringern. 
Wie wir gesehen haben, ist die nach der 
Richtlinie 64/433 für die Durchführung der 
Kontrollen und Untersuchungen im Zu­
sammenhang mit der Schlachtung und der 
Zerlegung erforderliche Qualifikation die 
gleiche, da diese Untersuchungen und 
Kontrollen in beiden Fällen von einem 
amtlichen Tierarzt 33 vorzunehmen sind. 
Darüber hinaus sind diese Kontrollen und 
Untersuchungen vor Ort durchzuführen, da 
sie die Räume und die Ausrüstung des 
Schlachthofs und des Zerlegungsbetriebs 
sowie das dort befindliche Fleisch be­
treffen. Schließlich wiederholen sich die 
Untersuchungen und Hygienekontrollen, 
die im Rahmen der Schlachtung einerseits 
und der Zerlegung andererseits vorgesehen 
sind, in gewissem Umfang. Der Tierarzt 
muss nämlich im Rahmen der Schlachtung 

33 — Nach Artikel 2 Buchstabe g der Richtlinie 64/433 ist ein 
„amtlicher Tierarzt" „der von der zuständigen Zentralbe­
hörde des Mitgliedstaats bezeichnete Tierarzt". 
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alle Teile des geschlachteten Tieres einge­
hend kontrollieren, um das Fleisch auf seine 
Genusstauglichkeit zu prüfen. Im Rahmen 
der Zerlegung muss er nach Anhang I Ka­
pitel x der Richtlinie 64/433 vor der Zer­
legung eine erneute Hygienekontrolle und 
-Untersuchung des frischen Fleisches 
durchführen. 

69. Daraus folgt, dass die Untersuchungen 
und Kontrollen im Zusammenhang mit der 
Zerlegung von dem Tierarzt durchgeführt 
werden können, der die Hygienemaß­
nahmen im Rahmen der Schlachtung vor­
genommen hat, wenn sich der Zerlegungs­
betrieb in der Nähe des Schlachthofs be­
findet. Darüber hinaus kann ihr Ablauf 
erheblich erleichtert oder beschleunigt 
werden, wenn die Organisation der Tätig­
keit des Zerlegungsbetriebs im Verhältnis 
zu derjenigen des Schlachthofs es dem 
Tierarzt ermöglicht, das Fleisch von seiner 
Untersuchung nach der Schlachtung bis zu 
seiner Zerlegung zu verfolgen. Daraus er­
geben sich ein Zeitgewinn und eine Ver­
ringerung der Personalkosten sowie der 
durch die Untersuchungen und Kontrollen 
entstehenden Verwaltungskosten, wie z. B. 
der Wegekosten. 

70. Schließlich kann die Ersparnis an Per­
sonal- und Verwaltungskosten geschätzt 
und dadurch der Wert der vom Gebühren­
gläubiger zu gewährenden Ermäßigung be­
stimmt werden. Für diese Schätzung müs­
sen nämlich zum einen die Personal- und 
Verwaltungskosten bekannt sein, die durch 

die Durchführung der Untersuchungen und 
Kontrollen im betreffenden Zerlegungs­
betrieb entstehen, und zum anderen muss 
bekannt sein, wie hoch diese Kosten wären, 
wenn sich dieser Betrieb nicht in der Nähe 
des Schlachthofs befände. Die Feststellung 
dieser beiden Gruppen von Daten scheint 
mir keine ernsthaften Schwierigkeiten auf­
zuwerfen. 

71. Meine Auffassung, dass die streitige 
Ermäßigung entsprechend der Ver­
ringerung der durch die Untersuchungen 
und Kontrollen im betreffenden Zerle­
gungsbetrieb entstehenden Personal- und 
Verwaltungskosten zu gewähren ist, wird 
durch die in Anhang A Kapitel I Nummer 5 
der Richtlinie 85/73 angeführten Bedin­
gungen bestätigt. Wie ich bereits gesagt 
habe, betreffen diese Bedingungen, an die 
das Recht der Mitgliedstaaten geknüpft ist, 
von den in Anhang A Kapitel I Nummern 1 
und 2 Buchstabe a vorgesehenen Pauschal­
beträgen nach unten abzuweichen, ins­
besondere die Lohnkosten und die Vor­
ausplanung des Untersuchungspersonals. 
Zwar enthält auch diese Bestimmung keine 
Kriterien für die Berechnung der Ver­
ringerung der Pauschalbeträge; sie sieht 
nämlich vor, dass die Mitgliedstaaten von 
diesen Beträgen bis zur Höhe der tatsäch­
lichen Untersuchungskosten — allerdings 
nicht um mehr als 55 % — nach unten 
abweichen können: Doch erscheint es mir 
folgerichtig, dass die Kriterien für die Be­
rechnung der vorgesehenen Ermäßigung 
den Voraussetzungen für die Entstehung 
des Ermäßigungsanspruchs entsprechen: 
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72. Unter Berücksichtigung dieser Ge­
sichtspunkte bin ich der Ansicht, dass sich 
die streitige Ermäßigung nach der durch die 
Nähe zum Schlachthof verursachten Ver­
ringerung der Lohnkosten und der Ver­
waltungskosten, die durch die Untersu­
chungen und Kontrollen bei der Zerlegung 
entstehen, richten muss. 

73. Mit dem zweiten Teil der zweiten 
Vorlagefrage möchte das vorlegende Ge­
richt wissen, ob ein geringerer Zeitaufwand 
des die Untersuchungen und Kontrollen 
durchführenden Personals auch dann be­
rücksichtigt werden darf, wenn die Gebühr 
pauschal auf 3 ECU/t für Fleisch, das in 
einem Zerlegungsbetrieb angeliefert wird, 
festgesetzt worden ist. 

74. Ebenso wie die beiden Verfahrens­
beteiligten, die Erklärungen zur zweiten 
Vorlagefrage eingereicht haben, bin ich der 
Meinung, dass die streitige Ermäßigung 
auch in diesem Fall, und zwar nach den­
selben Kriterien zu gewähren ist. Nach 
Anhang A Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 
2 der Richtlinie 85/73 kann die Er­
mäßigung nämlich „die in Unterabsatz 1 
genannten Beträge" betreffen. Daraus folgt, 
dass diese Ermäßigung — unter den glei­
chen Bedingungen — nicht nur auf die in 
Nummer 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b ge­
nannten „tatsächlichen Kosten auf Stun­
denbasis", wenn die zuständigen Behörden 
solche für das Gesamtgebiet eines Mit­
gliedstaats oder einen Teil davon festgesetzt 
haben, sondern auch auf den in Nummer 2 
Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Pau­
schalbetrag von 3 ECU/t anwendbar sein 
soll. 

75. Mit dem dritten Teil der zweiten Vor­
lagefrage möchte das vorlegende Gericht 
wissen, ob, falls die erste Frage bejaht wird, 
bei der Ermäßigung der Gebühr dennoch 
berücksichtigt werden kann, dass die im 
selben Gebäude untergebrachten Schlacht-
und Zerlegungsbetriebe demselben Ei­
gentümer zuzuordnen sind, und ob dies ei­
ne höhere Ermäßigung rechtfertigen kann, 
als wenn sie verschiedenen Eigentümern 
zuzuordnen wären. 

76. Die Zuordnung des Schlachthofs und 
des Zerlegungsbetriebs zu demselben Ei­
gentümer stellt meines Erachtens weder ei­
ne Voraussetzung für die Entstehung des 
Anspruchs auf die streitige Ermäßigung 
dar, noch darf sie bei der Bemessung dieser 
Ermäßigung berücksichtigt werden. 

77. Die Tatsache, dass der Schlachthof und 
der Zerlegungsbetrieb denselben Ei­
gentümer haben, kann als solche nicht zu 
einer Verringerung der in Artikel 5 der 
Richtlinie 85/73 genannten Kosten führen. 
Zwar kann das Eigentumsrecht an beiden 
Betrieben es seinem Inhaber ermöglichen, 
deren Arbeitsweise so zu organisieren, dass 
der Ablauf der Untersuchungen und Kon­
trollen im Zusammenhang mit der Zerle­
gung erheblich erleichtert und beschleunigt 
wird. Dies wird von den zuständigen Be­
hörden jedoch über die Verringerung der 
durch diese Untersuchungen und Kon­
trollen entstehenden Personal- und Ver­
waltungskosten berücksichtigt. 
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78. Ich schlage dem Gerichtshof deshalb 
vor, auf die zweite Vorlagefrage zu ant­
worten, dass sich die streitige Ermäßigung 
nach den Personal- und Verwaltungskosten 
richten muss, die bei der Durchführung der 

Kontrollen und Untersuchungen im Zu­
sammenhang mit der Zerlegung aufgrund 
der räumlichen Nähe von Schlacht- und 
Zerlegungsbetrieb eingespart werden. 

V — Ergebnis 

79. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, die vom Verwaltungsgericht 
Neustadt an der Weinstraße vorgelegten Fragen wie folgt zu beantworten: 

1. Anhang A Kapitel I Nummer 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie 85/73/EWG des 
Rates vom 29. Januar 1985 über die Finanzierung der veterinar- und hygie­
nerechtlichen Kontrollen nach den Richtlinien 89/662/EWG, 90/425/EWG, 
90/675/EWG und 91/496/EWG in der Fassung der Richtlinie 96/43/EG des 
Rates vom 26. Juni 1996 zur Änderung und Kodifizierung der Richtlinie 
85/73 zur Sicherstellung der Finanzierung der veterinär- und hygienerecht­
lichen Kontrollen von lebenden Tieren und bestimmten tierischen Erzeug­
nissen sowie zur Änderung der Richtlinien 90/675 und 91/496 ist dahin 
auszulegen, dass diese Bestimmung auch dann anwendbar ist, wenn der 
Zerlegungsbetrieb und der Betrieb, in dem das Fleisch gewonnen wird, nicht 
derselben natürlichen oder juristischen Person gehören. 

2. Die in dieser Bestimmung vorgesehene Ermäßigung muss sich nach den Per­
sonal- und Verwaltungskosten richten, die bei der Durchführung der Kon­
trollen und Untersuchungen im Zusammenhang mit der Zerlegung aufgrund 
der räumlichen Nähe von Schlacht- und Zerlegungsbetrieb eingespart werden. 
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